Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 57. 


(Nr. 6444.) Vertrag zwiſchen Preußen einerſeits und Sachſen-Coburg-Gotha andererſeits, 
die Fortdauer des Anſchluſſes des Amtes Volkenrode an das Zoll- und 


Steuerſyſtem Preußens betreffend. Vom 1. Februar 1866. 


Same Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Sachſen-Coburg-Gotha haben beſchloſſen, die in den Vertraͤgen vom 4. Juli 
1829. und vom 26. Juni 1833., die Zoll- und Handelsverhaͤltniſſe, ingleichen 
die Beſteuerung der inneren Erzeugniſſe in dem Herzoglich Sachſen-Coburg⸗ 
Gothaiſchen Amte Volkenrode betreffend, enthaltenen Verabredungen, unter 
Berücfichtigung der durch die ſpaͤteren allgemeinen Zollvereinigungs⸗ Verträge 
herbeigefuͤhrten veraͤnderten Verhaͤltniſſe, in einem neu abzuſchließenden Ver⸗ 
a zufammenzufaffen und zu dieſem Behufe zu Bevollmächtigten ernannt, 
und zwar: 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 


Allerhoͤchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold 
Henning, 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha: 
Hoͤchſtihren Staatsrath Leopold Braun, 
von welchen, unter Vorbehalt der beiderſeitigen landesherrlichen Genehmigung, 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden iſt: 
Artikel 1. 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg⸗ Gotha ſchließt, unbe⸗ 
ſchadet Seiner landesherrlichen Hoheitsrechte, vom 1. Januar 1866. ab auch 
ferner das ſouveraine Amt Volkenrode dem Zollſyſtem Preußens an. 


Artikel 2. 


In Folge deſſen bleiben im Amte Volkenrode die uͤber Eingangs⸗ und 
Ausgangsabgaben und deren Verwaltung in Uebereinſtimmung mit den des⸗ 
Jahrgang 1866. (Nr. 6444.) 92 halb 


Ausgegeben zu Berlin den 7. November 1866, 
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halb in Preußen beſtehenden Einrichtungen erlaſſenen Geſetze, Tarife, Verord⸗ 
nungen und ſonſtigen adminiſtrativen Beſtimmungen auch ferner in Kraft. 


Artikel 3. 


Damit die Hinderniſſe beſeitigt bleiben, welche einer voͤlligen Freiheit des 
gegenſeitigen Verkehrs zwiſchen den Koͤniglich Preußiſchen Landen und dem 
Amte Volkenrode in der Verſchiedenheit der Beſteuerung innerer Erzeugniſſe 
entgegenſtehen wuͤrden, will Seine Hoheit der Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha die Beſteuerung des Branntweins und des Tabakbaues uͤbereinſtimmend 
mit der in Preußen beſtehenden Beſteuerung im Amte Volkenrode fortdauern 
laſſen, auch die dermalen von der Fabrikation des Biers im Amte Volkenrode 
ſchon zu entrichtende Abgabe nicht unter den Betrag der dieſerhalb in Preußen 
beſtehenden Steuer herabſetzen. Demgemaͤß wird, was die Beſteuerung des 
Branntweins und des Tabakbaues betrifft, auch ferner, nach Maaßgabe der 
deshalb in Preußen jetzt oder kuͤnftig beſtehenden Vorſchriften, ſowohl den 
Steuerſaͤtzen, als auch den Erhebungs- und Kontrolformen nach, im Amte 
Volkenrode eine Branntweinſteuer, ferner, ſoweit daſelbſt Tabak gebaut wird, 
1 0 gebaut werden moͤchte, eine Steuer vom inlaͤndiſchen Tabaksbau erhoben 
werden. 


Artikel 4. 


Etwanige Abaͤnderungen der in den vorſtehenden beiden Artikeln gedachten 
geſetzlichen Beſtimmungen und Tarife oder neue derartige Beſtimmungen oder 
Verwaltungsanordnungen, welche der Uebereinſtimmung wegen auch in dem 
Amte Volkenrode zur Ausfuͤhrung kommen muͤßten, beduͤrfen der Zuſtimmung 
der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Regierung. 

Dieſe Zuſtimmung wird nicht verweigert werden, wenn ſolche Abaͤnde⸗ 
rungen und Anordnungen in den Koͤniglich Preußiſchen Staaten allgemein ge⸗ 
troffen werden. 


Artikel 5. 


Zum Zwecke der Aufrechthaltung eines moͤglichſt freien gegenſeitigen Ver⸗ 
kehrs werden fuͤr den Fall, daß in der Folge in den Preußiſchen Staaten noch 
andere als die im Artikel 3. genannten inneren Erzeugniſſe, die ihrer Natur 
nach dem größeren Handelsverkehr angehören, mit einer Steuer belegt werden 
ſollten, auf jedesmalige beſondere Einladung diejenigen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen, welche in Preußen bei der erſten Einfuͤhrung einer ſolchen Steuer oder 
bei ſpaͤteren Abaͤnderungen in dem Betrage oder der Erhebungsweiſe derſelben 
angeordnet werden möchten, auch für das Amt Volkenrode gleichmaͤßig erlaſſen 
werden. Ob und mit welchen Maaßgaben dabei eine Gemeinſchaft des Auf 
kommens eintreten ſoll, bleibt der naͤheren Verabredung vorbehalten; jedoch 
wird in dem Fall, wenn unter den ſaͤmmtlichen Zollvereinsſtaaten die Gemein: 
ſchaftlichkeit einer ſolchen Steuer vereinbart werden ſollte, die dieſerhalb zu 


treffende Verabredung auch für das Amt Volkenrode als maaßgebend ange: 


nommen werden. 


Artikel 6. 


Seine Hoheit der Herzog von Sachfen- Coburg- Gotha übernimmt auch 
ferner die Verbindlichkeit, im Amte Volkenrode den im Inlande bereiteten 
Ruͤbenzucker, ſobald deſſen Fabrikation im Amte Volkenrode ſtattfinden moͤchte, 
derſelben Beſteuerung zu unterwerfen, welche in Preußen beſteht oder beſtehen 
wird. Wegen der Anwendung gleichmaͤßiger geſetzlicher und adminiſtratioer 
Anordnungen und etwaniger Abaͤnderung ſolcher Anordnungen ſollen fuͤr die 
Ruͤbenzuckerſteuer dieſelben Verabredungen maaßgebend ſein, welche in dem Ar⸗ 
tikel 4. wegen der Zoͤlle, ſowie wegen der Steuer von Branntwein und Ta⸗ 
baksbau enthalten ſind. ö 


Artikel 7. 


Alle Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben an den Grenzen zwiſchen Preußen 
und dem Amte Volkenrode, dieſelben mögen früher unter dem Namen Geleit 
oder unter irgend einer anderen Benennung beſtanden haben, bleiben ferner 
aufgehoben, und es koͤnnen alle Gegenſtaͤnde aus dem Amte Volkenrode frei 


und unbeſchwert gleich den inlaͤndiſchen in die Preußiſchen Lande und umge⸗ 
kehrt aus dieſen in das Amt Volkenrode eingeführt werden, mit alleinigem 


Vorbehalte: 


a) der zu den Staatsmonopolen gehörenden Gegenſtaͤnde (Salz), ingleichen 
der Spielkarten nach Maaßgabe der Artikel 8. und 9.; i 


b) der im Innern des Zollvereins mit einer Steuer belegten inlaͤndiſchen 
Erzeugniſſe nach Maaßgabe des Artikels 10. 


Artikel 8. 


1) Seine Hoheit der Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha tritt den Ver⸗ 
abredungen, welche in den zwiſchen Preußen und anderen Deutſchen 
Staaten abgeſchloſſenen Zolloereinigungs - Verträgen in Betreff des 
Salzes getroffen worden ſind, hinſichtlich des Amtes Volkenrode ferner 
in folgender Art bei: 


a) die Einfuhr des Salzes und aller Gegenſtaͤnde, aus welchen 
Kochſalz ausgeſchieden zu werden pflegt, aus fremden nicht zum 
Vereine gehörenden Ländern in die Vereinsſtaaten, iſt verboten, 
inſoweit dieſelbe nicht fuͤr eigene Rechnung einer der vereinten 
Regierungen und zum unmittelbaren Verkaufe in deren Salz⸗ 
aͤmtern, Faktoreien oder Niederlagen geſchieht; 


p) die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenſtaͤnde 

aus den zum Vereine nicht gehörigen Ländern in andere ſölche 

Laͤnder ſoll nur mit Genehmigung der Vereins ſtaaten, deren Ge⸗ 

biet bei der Durchfuhr beruͤhrt wird, und unter den Vorſichts⸗ 

maaßregeln ſtattfinden, welche von ſelbigen für nothwendig er⸗ 

| achtet werden; h 
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en 


Staaten ift frei; 


d) was den Salzhandel innerhalb der Vereinsſtaaten betrifft, fo ift 
die Einfuhr des Salzes von einem in die anderen nur in dem 
Falle erlaubt, wenn zwiſchen den Landesregierungen beſondere 
Vertraͤge deshalb beſtehen; 


vereins aus Staats- oder Privatſalinen Salz beziehen will, fo 
muͤſſen die Sendungen mit Paͤſſen von oͤffentlichen Behoͤrden be⸗ 
gleitet werden; 


wenn ein Vereinsſtaat durch das Gebiet eines anderen aus dem 
Auslande, oder aus einem dritten Vereinsſtaate ſeinen Salzbedarf 
beziehen, oder durch einen ſolchen ſein Salz in fremde, nicht zum 
Vereine gehoͤrige Laͤnder verſenden laſſen will, ſo ſoll dieſen Sen⸗ 
dungen kein Hinderniß in den Weg gelegt werden; jedoch werden, 
inſofern dieſes nicht ſchon durch frühere Vertraͤge beſtimmt iſt, durch 
vorgaͤngige Uebereinkunft der betheiligten Staaten die Straßen 
fuͤr den Transport und die erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln 
zur Verhinderung der Einſchwaͤrzung verabredet werden. 


f 


— 


2) Der Salzhandel en gros wird in Preußen wie im Amte Volkenrode 


im Amte Volkenrode nach dem Satze von drei Kreuzer fuͤr das Zoll⸗ 
pfund feſtgeſtellt iſt, daſelbſt ferner beibehalten werden. 

Den Gemeinden des Amtes Volkenrode wird nur ein nach der 
Bevoͤlkerung und mit Ruͤckſicht auf den größeren oder minderen Bedarf 
zur Viehfuͤtterung und zum Fabrikengebrauche abgemeſſenes Salz⸗ 
quantum geliefert. Die aus der Herzoglichen Faktorei oder Sellerei 
abgenommenen Quantitaͤten werden auf Salzbuͤcher, welche den Ge⸗ 
meinden oder, den Umſtaͤnden nach, auch einzelnen groͤßeren Grund⸗ 
beſitzern oder Fabrikanten zu ertheilen ſind, abgeſchrieben. Der Trans⸗ 
port des fuͤr das Amt Volkenrode erforderlichen Salzes durch das 
Koͤniglich Preußiſche Gebiet erfolgt fernerhin abgabenfrei unter ange⸗ 
meſſener Kontrole, bei welcher darauf geſehen wird, daß das Salz auf 
einem beſtimmten Wege, in plombirten Saͤcken oder Tonnen von glei⸗ 
chem Gewichte, nach dem Amte eingefuͤhrt wird. 


Artikel 9. 


Hinſichtlich der Spielkarten behaͤlt es bei den in den einzelnen Vereins⸗ 
ſtaaten beſtehenden Verbots⸗ oder Beſchraͤnkungsgeſetzen und Debitseinrichtungen 
ſein Bewenden. 8 

Seine Hoheit der Herzog von Sachfen- Coburg- Gotha will eine Fabri⸗ 


Verbrauche von Volkenrode angemeſſene Menge Karten, welche mit dem Her⸗ 
5 zog⸗ 


c) die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine gehörige 55 


e) wenn eine Regierung von der anderen innerhalb des Geſammt⸗ 


nur auf Staatsregie gefuͤhrt und der Regiepreis des Salzes, welcher 
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kation von Spielkarten in Volkenrode nicht verſtatten; dagegen ſoll eine dem 


zeoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Kartenſtempel verſehen find, auf vorange⸗ 


thum Gotha durch Preußiſches Gebiet frei nach Volkenrode durchgeführt 
werden koͤnnen. 
Artikel 10. 


Die in dem Gebiete des Zollvereins in Betreff der inneren Steuern, 
welche in den einzelnen Vereinsſtaaten theils auf die Hervorbringung oder Zu⸗ 
bereitung, theils unmittelbar auf den Verbrauch gewiſſer Erzeugniſſe gelegt ſind, 
ſowie hinſichtlich des Verkehrs mit ſolchen Erzeugniſſen unter den Vereins⸗ 
ſtaaten vertragsmaͤßig beſtehenden oder kuͤnftig zu vereinbarenden Beſtimmungen 
kommen auch im Amte Volkenrode zur Anwendung. Demgemaͤß und nach 
den in den Artikeln 3. und 4. getroffenen Verabredungen wird zwiſchen Preußen 
und dem Amte Volkenrode gegenſeitig von ſaͤmmtlichen inneren Erzeugniſſen, 
bei dem Uebergange in das andere Gebiet, weder eine Ruͤckverguͤtung der 
Steuer geleiſtet, noch eine Uebergangsabgabe erhoben werden; dagegen verbleibt 
das Amt Volkenrode, den uͤbrigen Staaten des Zollvereins gegenuͤber, hinſichtlich 
der zu gewaͤhrenden Ruͤckverguͤtungen und der zu erhebenden Uebergangsabgaben 
in demſelben Verhaͤltniſſe, in welchem Preußen ſich dieſerhalb befindet. 

Bei der Einfuhr von Mehl aller Art, Graupen, Gries, Nudeln, Puder 
und Stärke, desgleichen Fleiſch, es ſei friſch, geſalzen oder geraͤuchert, in 
Preußiſche Städte, wo die Mahl⸗ und Schlachtſteuer beſteht, iſt dagegen nach 


gangene gehörige Deklaration, unter angemeſſener Kontrole aus dem Herzog⸗ = 


den angezogenen Beſtimmungen diefe Abgabe ebenfo, wie von inlandifchen gleich 5 


artigen Erzeugniſſen zu entrichten und es iſt gleichmäßig auch bei der Einfuhr 

Preußiſcher Erzeugniſſe der eben bezeichneten Art in ſolche Ortſchaften des 

Amtes Volkenrode zu halten, in welchen die gedachten Gegenſtaͤnde mit einer 

Verbrauchsſteuer belegt ſind oder kuͤnftig etwa belegt werden, ſo alſo, daß 
dieſe Artikel ganz den inlaͤndiſchen gleich behandelt werden muͤſſen. 


Artikel 11. 


Die Chauſſeegelder oder andere ſtatt derſelben beſtehenden Einrichtungen, 
ebenſo Pflafter-, Damm-, Bruͤcken⸗ und Faͤhrgelder, find zwar unter der im 
Artikel 7. ausgeſprochenen Aufhebung der Binnenzoͤlle nicht begriffen. Indeſſen 
ſollen auch derartige Erhebungen, ohne Ruͤckſicht, ob ſie fuͤr Rechnung der 
Landeskaſſen oder eines Privatberechtigten, namentlich einer Gemeinde, geſchehen, 
nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingefuͤhrt werden koͤnnen, als ſie 

den gewoͤhnlichen Herſtellungs- und Unterhaltungskoſten angemeſſen find; auch ſoll 


| ſtaͤnde nicht ftattfinden dürfen. 


Satz angeſehen und hinfuͤhro auch in dem Amte Volkenrode nicht uͤberſtiegen 
werden. Beſondere Erhebungen an Thorſperr- und Pflaſtergeldern follen auf 
gchauſſirten Straßen da, wo fie noch beſtehen, dem vorſtehenden Grundſatze 

gemaͤß aufgehoben und die Ortspflaſter den Chauſſeeſtrecken dergeſtalt eingerechnet 
werden, daß davon nur die Chauſſeegelder nach dem allgemeinen Tarif zur 
Erhebung kommen. : 
; (Nr, 6444.) Ar⸗ 


dabei ein Unterſchied je nach Qualität oder Herkunft der transportirten Gegen⸗ 2 
Das dermalen in Preußen beftehende Chauſſeegeld ſoll als der hoͤchſte 5 


Artikel 12. 


i Es wird gegenfeitig anerkannt, daß alle Beſtimmungen, welche zur Be⸗ 

förderung einer freien Bewegung in der Gewerbſamkeit und uͤber die Befugniß 
der Unterthanen des einen Gebiets, in dem anderen Arbeit und Erwerb zu 
ſuchen, über den Beſuch der Markte, uͤber die Herſtellung eines gleichen 
Muͤnz⸗, Maaß⸗ und Gewichtsſyſtems u. ſ. w. in dem Thuͤringiſchen Vereins⸗ 
Vertrage vom 10. Mai 1833. und in dem Vertrage uͤber die Anſchließung 
des Thuͤringiſchen Vereins an den Geſammtverein vom 11. Mai 1833. ent⸗ 
halten ſind, auch auf das Herzogliche Amt Volkenrode in dem Maaße An⸗ 
wendung finden, als wenn ſie dem gegenwaͤrtigen Vertrage woͤrtlich einge⸗ 
ſchaltet waͤren. 


Artikel 13. 


Die Beſtimmungen der am 21. September 1842. unter den Zollvereins⸗ 
ſtaaten abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen Ertheilung von Erfindungspatenten 
und Privilegien ſollen auch im Amte Volkenrode ferner zur Ausführung 
gelangen, ſoweit dieſelben nicht nach der Verabredung im Artikel 8. des Ver⸗ 
trages vom 16. Mai 1865. wegen Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins 
außer Wirkſamkeit treten ſollen. 


Artikel 14. 


Sollten bei den Verhandlungen, welche die Zollvereinsſtaaten nach der 
Verabredung unter Nr. 6. des Schlußprotokolls zu dem Vertrage vom 
12. Oktober 1864. wegen des Beitritts von Bayern, Wuͤrttemberg, Groß⸗ 
herzogthum Heſſen und Naſſau zu den Verträgen vom 28. Juni und 11. Juli 
1864. vorbehalten haben, weitere Verſtaͤndigungen erfolgen, als der Vertrag 
vom 16. Mai 1865. enthaͤlt, ſo werden dieſelben, wie die in dem ebengedach⸗ 
ten Vertrage bereits enthaltenen, auch fuͤr das Amt Volkenrode zur Geltung 

gebracht werden. 
= Artikel 15. 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha erkennt auch ferner 1 


das zwiſchen den Gliedern des Zoll- und Handelsvereins zum Schutze ihres 
gemeinſchaftlichen Zollſyſtems gegen den Schleichhandel und ihrer inneren Ver⸗ 
brauchsabgaben gegen Defraudationen beſtehende Zollkartel vom 11. Mai 1833. 
fuͤr das Amt Volkenrode als verbindlich an. 1 55 

Die Beſtimmungen dieſes Kartels finden auch auf die Steuer von 
Branntwein, Braumalz und Tabaksbau Anwendung, ſoweit eine Uebereinſtim⸗ 
mung der Geſetzgebung ſtattfindet. 


Artikel 16, 


reits erfolgten Beitritt zu den am 2. Auguſt 1862, zwifchen Preußen 1115 
EN a Frank⸗ 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg- Gotha halten den be⸗ 5 155 


Frankreich abgeſchloſſenen Verträgen, namentlich zu | zwiſch 
Preußen und Frankreich wegen gegenſeitigen Schutzes der Rechte an literariſchen 
Erzeugniſſen und Werken der Kunft, auch hinſichtlich des Amtes Volkenrode 
ferner aufrecht. ; 55 , 


Artikel 17. 


= Die zur Erhebung und Berechnung der Branntweinſteuer und, fofern 
8 Ruͤbenzuckerfabriken im Amte Volkenrode angelegt werden ſollten, der Ruͤben⸗ 
zuckerſteuer erforderlichen Rezepturen werden von der Herzoglichen Regierung 
eingeſetzt und liefern die erhobenen Betraͤge an die Herzoglichen Kaſſen ab. 
Die Beſoldung der Rezepturen und die Beſtreitung der Amtsunkoſten erfolgt 
aus Herzoglichen Kaſſen. 7 0 

Seine Hoheit der Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha will auch ferner 
geſtatten, daß die Koͤniglichen Steuerbeamten durch Reoiſion der im Amte 
Volkenrode befindlichen Branntweinbrennereien und Bier- auch Eſſigbrauereien, 
ſowie etwaiger Ruͤbenzuckerfabriken, nicht minder durch Einſicht der hierauf 
bezuͤglichen Heberegiſter und Kontrolen der Herzoglichen Hebeſtellen, von der 
richtigen Amtsfuͤhrung der dort beſtehenden Geſetze über die Branntwein⸗, 
Braumalz⸗ und Ruͤbenzuckerſteuer jederzeit perſoͤnlich naͤhere Ueberzeugung 
nehmen koͤnnen. ö 

Die mit dieſem Dienſte im Amte Volkenrode beauftragten Steuerbeamten 
werden zwar von Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen angeftellt, beſoldet 
und uniformirt, doch ſollen ſie fuͤr die Dauer ihrer Anſtellung in dem Amte 
Volkenrode beiden Landesherren den erforderlichen Dienſteid leiſten und das 
Koͤniglich Preußiſche und Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Wappen ver⸗ 
eint auf der Kopfbedeckung tragen. 


Artikel 18. 


8 Die Unterſuchung und Beſtrafung der im Amte Volkenrode begangenen 
Vergehen gegen die Zoll- und Ruͤbenzuckerſteuer⸗Geſetze, ſowie gegen die Ge⸗ 
ſetze wegen Beſteuerung des Branntweins, Braumalzes und Tabaksbaues er- 

folgt von den Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Gerichten, ſofern ſolche 
nach allgemeinen Grundſaͤtzen dazu kompetent ſind. 

Die Geldſtrafen, auf welche die Herzoglichen Gerichte in ſolchen Faͤllen 

erkennen moͤchten, fallen dem Herzoglichen Fiskus nach Abzug des etwaigen 
Denunzianten⸗Antheils lediglich anheim. d 

Die Ausuͤbung des Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungsrechts uͤber 

die in Volkenrode wegen Vergehen gegen die vorgedachten Geſetze verur⸗ 

5 a Perſonen verbleibt Seiner Hoheit dem Herzoge von Sachſen-Coburg⸗ 

Gotha. ’ 5 

8 Artikel 19. 5 

S233 wiſchen dem Koͤnigreiche Preußen und dem Amte Volkenrode wird auch 

ferner eine Gemeinſchaft der Einkuͤnfte an Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben, 

ſopwie an der Ruͤbenzucker⸗ und Branntweinſteuer, nicht minder an ag 

(Nr. 6444.) ab: 


in abgerundeten Summen diejenigen Beträge zur Verfügung geftellt werden, 


anderen Theile obliegt. 


5 leiſten find, werden am 1. September des folgenden Jahres fällig. 


Zahlung werden, und zwar: 


eeinkuͤnften ſtatt baaren Geldes in Zahlung angerechnet werden. 


Re N ar 
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abgaben von Tabak, Branntwein und Bier nach dem Verhaͤltniſſe der Be⸗ 
voͤlkerung ſtattfinden. SEN 8 

Zu dieſem Ende wird der Stand der Bevölkerung des Amtes Volken 
rode von drei zu drei Jahren, nach den dieſerhalb im Zollvereine im Allge⸗ 
meinen jeweilig zur Anwendung kommenden Beſtimmungen, feſtgeſtellt und dern 
Koͤniglich Preußiſchen Regierung mitgetheilt. a 

Die Antheile an den vorbezeichneten gemeinfchaftlichen Abgaben, an 
welchen die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung wegen des Amtes 
Volkenrode nach dem Maaßſtabe der Bevoͤlkerung des letzteren Theil nimmt, 
beſtehen in demjenigen Betrage der gemeinſchaftlichen Einnahme, welcher bei 
der Abrechnung unter den jedesmal betheiligten Zollvereinsſtaaten nach Abzug 
der Reſtitutionen, Bonifikationen und der, den jeweilig beſtehenden Abreden 
gemaͤß, die betreffende Gemeinſchaft angehenden Koſten und gemeinſamen Aus⸗ 
gaben von dem Bruttoertrage, nach den uͤber die Vertheilung jeweilig beſtehen⸗ 
den Abreden Preußen zufaͤllt. a 

Bis dahin, wo eine ſchließliche Abrechnung fuͤr die einzelnen Jahre ein⸗ 
treten kann, ſollen auf Grund der proviſoriſchen Abrechnung, welche zwiſchen 
den betheiligten Gliedern des Zollvereins und in Folge deſſen zwiſchen Preußen 
und Volkenrode wegen der Ertraͤge der Zoͤlle, der Branntweinſteuer und der 
Uebergangsabgaben von Tabak, Bier und Branntwein vierteljaͤhrlich, wegen 
der Ruͤbenzuckerſteuer aber zweimal im Jahre für die Zeitraͤume vom 1. Sep 
tember bis letzten Dezember und vom 1. Januar bis letzten Auguſt ſtattfindet, 3 


deren Herauszahlung nach dem Ergebniß der Berechnung dem einen oder dem 


Die Herauszahlungen an Ruͤbenzuckerſteuer, welche auf Grund der Ab: 
rechnungen fuͤr die vier Monate vom 1. September bis letzten Dezember zu 


Von jeder nach dem Ergebniſſe der Abrechnung zu bewirkenden Heraus⸗ 


bei der Steuer von der Branntweinfabrikation und bei der Uebergangs⸗ “ 
abgabe von Branntwein fünf Prozent, 


bei den Uebergangsabgaben von Tabak und Bier drei Prozent 
an Erhebungskoſten zuruͤckbehalten. 


Artikel 20. 


Von auslaͤndiſchen Waaren, welche mit Atteſten der Herzoglichen Schloß⸗ 
hauptmannſchaft für die Hofhaltung Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha eingehen, werden die Gefälle, ſoweit es durch die gedachten 
Atteſte verlangt wird, nicht beim Eingange erhoben, ſondern bloß notirt und 
bei der naͤchſten Quartalerhebung des Antheils Seiner Hoheit an den Geſammt⸗ 


eee 
I 7 


Die Dauer des geoemnägen Vertrages, welcher vom 1. Januar 1866. 
ab an die Stelle der bisherigen Vertraͤge tritt, wird vorlaͤufig auf zwoͤlf Jahre 
bis zum letzten Dezember 1877. feſtgeſetzt. ; N 
ECErfolgt nicht ſpaͤteſtens neun Monate vor dem Ablaufe dieſes Zeitraums 
von Seiten des einen oder des anderen Theils eine Aufkuͤndigung, ſo wird der 
Vertrag auf weitere zwölf Jahre und fo fort von zwölf zu zwoͤlf Jahren als 

verlaͤngert angeſehen. f 5 f 5 

Derſelbe ſoll alsbald den betheiligten Regierungen zur Ratifikation vor⸗ 
gelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗UÜrkunden binnen vier Wochen in 
Berlin bewirkt werden. 


So geſchehen Berlin, den 15. Februar 1866; Gotha, den 17. Februar 1866. 


Henning. „ 
(I. S.) 8 (L. 80 


x 


Vorſtehender Vertrag ift ratifizirt worden und der Austauſch der Rati⸗ 
fikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


93 Cx. 64459 


4 die unter Vorbehalt der 1 der Hauer des Banbtages 
der Monarchie erlaſſene Verordnung vom 10. April d. J. wegen Abaͤnderung 
der Taraſaͤtze für Zucker (Geſetz⸗Samml. S. 221.) von beiden Haͤuſern des 
Landtages genehmigt worden iſt, wird dies Hehe bekannt ee 


Berlin, den 30. September MG 


Königliches Stasköminifleriun: 20 


85h v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
1 5 Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6446.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Oktober 1866. betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Obornik, im Regierungsbezirk Poſen, für 
den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen: 1) von Obornik uͤber 
Heydedombrowka, Ludom, Zirkowke, Polajewo und Pripkowo bis zur 
Kreisgrenze bei Althuͤtte auf Czarnikau, und ) von Ruda, an der Obor⸗ 
nik⸗Rogaſener Chauſſee, uͤber Owieczki, Ninino, Ryczywol und Schrott⸗ 

haus bis Pripkowo zum Anſchluß an die Chauſſee ad 1. 


8 5 
Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Obornik, im Regierungsbezirk Poſen, beſchloſſenen chauffeemäßigen Ausbau der 
Straßen: 1) von Obornik uͤber Heydedombrowka, Ludom, Zirkowke, Polajewo 


und Pripkowo bis zur Kreisgrenze bei Althütte auf Czarnikau, und 2) von 


Ruda, an der Obornik Rogaſener Chauſſee, über Owieczki, Ninino, Ryezywol 
und Schrotthaus bis Pripkowo zum Anſchluß an die Chauſſee ad 1. genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Obornik das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs- Materialien, nach Maaßgabe 
der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straßen. Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnf⸗ 
tigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen bis zu dem Zeitpunkte, an 
welchem die Provinz Poſen die Unterhaltung uͤbernimmt, das Recht zur Er⸗ 
hebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur 
Anwendung kommen. N 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 1. Oktober 1866. ö 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Ni, 6446-6447.) gg (Nr, 6447.) 
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(Nr. 6447.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Oborniker Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 1. Okto⸗ 
ber 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtanden des Oborniker Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 8. Juni 1865. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung der vom 
8 Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
8 Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: 
Ne zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, 
Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Be⸗ 
trage von 100,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buchſtaben: Ein⸗ 
hundert tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


25,000 Thaler a 1000 Thaler = 25 Stuͤck, 
25,000 = a 500 = = 50 = 
25,000 = 4 200 125 = 
15,000. 4 100 2 150 
10,000 2 4 30 200 = 


— 100,000 Thaler, 


Er nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
2 fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jaͤhrlich vom 1. Januar 1875. ab mit wenigſtens jaͤhrlich 
14 Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fortſchreitende Amor: 
tiſation erſparten Zinſen zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
ER landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
5 jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
g | Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
\ Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
N Königlichen Inſiegel. 
9 Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Oktober 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro- 


m 
— , 


provinz poſen, Regierungsbezirk Poſen. 


Obligation 
des Oborniker Kreiſes 


r „ 
Aber Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterm beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


8. Juni 1865. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern be⸗ 
kennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Oborniker Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤu⸗ 
bigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern Preußiſch 
Kurant, welchen Betrag der Kreis als Darlehn empfangen hat und welcher 
mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1875. ab allmalig innerhalb eines Zeitraums von 31 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Ein und einhalb 
Prozent des Kapitals jaͤhrlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 


das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1874. ab in dem 
Monate September jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 


KKoͤniglichen Regierung zu Poſen, in dem Staatsanzeiger und in der Deutſchen und 


Polniſchen Poſener Zeitung. a 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der faͤllig gewordenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchrei⸗ 
bung, bei der Kreis⸗Chauſſeebau-Kaſſe in Obornik, bezüglich der Zinſen in 
der Zeit vom 2. bis 15. Januar und dem 1. bis 15. Juli, und zwar auch in 
der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 
(Nr. 6447.) f Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 
tale abgezogen. N 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjähren 
zu Gunſten des Kreiſes. i 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
Theil I. Titel 51. Hö. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Rogaſen. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1871. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Chauſſeebau⸗ 
Kaffe zu Obornik gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. ö 
ee e,, 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Oborniker 
Kreiſe. 


| Pro⸗ 


provinz Pofen, Regierungsbezirk poſen. 
Zins ⸗ Kupon 
I. Serie 
zu der 
Kreig-Obligation des Oborniker Kreiſes 
, REES Thaler zu fuͤnf Prozent Zinfen. 
Abe; Tha; Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in 


der Zeit vom 2. bis 15. Januar 18. ., reſp. vom 1. bis 15. Juli 18. und 
ſpaͤterhin die ul der vorbenannten Kreis: DObligation fir das Halbjahr vom 


bis mit (in Buchſtaben) .... Thalern ..... Silber⸗ 
groſchen bei a Kreis- Chauffeebau- Kaffe zu Obornik. 
Obornik, den ten . 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Oborniker 
Kreiſe. 


Diefer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit er⸗ 
hoben wird. 


* 


provinz poſen, Regierungsbezirk Poſen. 
Talon 


zur 
Kreis: Obligation des Oborniker Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Oborniker Kreiſes 


Littrr R über... Thaler & fünf Prozent Zinſen 


die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Chauſſeebau⸗ Kaſſe zu Obornik. 


Obornik, den en 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Oborntker 
Kreiſe. 
(Nr. 644764480 (Nr. 6448.) 
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(Nr, 6448.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Oktober 1866., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
8 kaliſchen Vorrechte an die Stadt Straußberg für den Bau und die Unter⸗ 
haltung einer Chauſſee im Kreiſe Ober-Barnim des Regierungsbezirks 
Potsdam von der Berlin-Proͤtzeler Aktienſtraße unweit Straußberg bis zu 
dem naͤchſten Bahnhofe der Berlin-Cuͤſtriner Eiſenbahn. 


Nachbau Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Ober⸗Barnim des Regierungsbezirks Potsdam von der Berlin-Proͤtzeler 
Aktienſtraße unweit Straußberg bis zu dem naͤchſten Bahnhofe der Berlin⸗ 
Cuͤſtriner Eiſenbahn genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadt Strauß⸗ 
berg das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der Stadt Straußberg gegen Uebernahme 
der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Exlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen 
KRenntniß zu bringen. ö 


Schloß Babelsberg, den 1. Oktober 1866. 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


